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der Bundesregierung 
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— Drucksache 10/5843 — 


Rechtsextremismus und Ausländerfeindlichkeit 


Der Bundesmiiiister des Innern - IS 2 - 612 200/1 - hat mit 
Schreiben vom 24, Juli 1986 die Kleine Anfrage namens der 
Bundesregierung wie folgt beantwortet: 

Vorbemerkung 

Der Begriff „Ausländerfeindlichkeit" erscheint zu pauschal, um 
die komplexen Erscheüumgsformen von negativen EinsteUimgen 
gegenüber Ausländem zu erfassen. Nach Auffassimg der Bundes- 
regierung soUte daher zwischen „Fremdenfeindlichkeit" und all- 
gemeinen „Vorbehalten gegenüber Ausländem" unterschieden 
werden. 

Fremdenfeindlichkeit, die auf Rassismus und übersteigertem 
Nationalismus basiert, manifestiert sich als ideologischer und irra- 
tionaler Haß gegen alles Fremdartige. Sie äußert sich in Drohim- 
gen, Hetzschriften, Schmierereien, Sachbeschädigungen und 
Anschlägen. Fremdenfeindlichkeit in diesem Sinne ist nur bei 
einem verschwindend geringen Teil der Bevölkerung anzutreffen. 
Gmppierungen der extremen politischen Rechten finden deshalb 
mit ihren Parolen „Ausländer raus" kaum Resonanz in der Bevöl- 
kenmg. Dies wird seit langem auch durch Wahlergebnisse belegt. 
Die Sicherheitsbehörden beobachten gleichwohl alle rechts- 
extremistischen Bestrebimgen mit großer Sorgfalt. 

Darüber hinaus betrachtet die Bundeszentrale für politische Bü- 
dung es seit ihrer Gründimg als eine ihrer wesentlichsten Auf- 
gaben, die Ursachen des Nationalsozialismus darzusteUen und 
daran anknüpfend die psychologischen imd soziologischen Vor- 
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aussetzungen für das Entstehen von Rechtsextrenüsmus zu unter- 
suchen. Insbesondere im Hinblick auf die jüngere Generation 
werden auch die „Informationen zur pohtischen BUdrmg“ für den 
Schulbereich herausgegeben, die u. a. die Ausländerproblematik 
im Zusammenhang mit rechtsextremistischer Agitation darstellen 
und bewerten. 

Fremdenfeindlichkeit darf nicht verwechselt werden mit Vor- 
behalten gegenüber Ausländem, die in allen Ländern mit hohem 
Ausländeranteil entstehen. Ursachen hierfür sind u. a. die Situa- 
tion auf dem Arbeitsmarkt, Tendenzen von Ausländem zur Getto- 
bildung, späte Einreise von Jugendhchen ohne deutsche Sprach- 
kenntnisse und ohne deutschen Schulabschluß, Abkapselung von 
Ausländem aufgrund ihrer kulturellen Prägung, überdurch- 
schnittliche Straffälligkeit von bestimmten Ausländergruppen 
und der Mißbrauch des Asylrechts durch Ausländer. Die Auslän- 
derpolitik der Bundesrepublik Deutschland ist mit ihren Grund- 
positionen - Integration xmd Begrenzimg des weiteren Zuzugs - 
auch darauf gerichtet, diesen Vorbehalten die Grundlage zu ent- 
ziehen imd den sozialen Frieden zu sichern. 

Die Bundesregierung sieht sich hier jedoch auch zu dem Hinweis 
veranlaßt, daß nicht jeder, der kritisch argxunentativ die wirt- 
schaftlichen, rechthchen, sozialen rmd kulturellen Aspekte der 
Ausländerproblematik erörtert, in einer freiheitlichen Demokratie 
als Extremist abqualifiziert werden darf. 

Die einzelnen Fragen werden wie folgt beantwortet: 


1. Wie bewertet die Bundesregierung die Aktivitäten und Forderung 
folgender rechtsextremer Gruppen (bzw. eventueller Nachfolge- 
organisationen), die vor allem gegen ausländische Arbeitnehmer 
imd ihre Familienangehörigen agieren imd zudem oft Ausländer- 
feindlichkeit imd Antisemitismus miteinander verbinden: 

O , FreiheitUche Deutsche Arbeiterpartei “ , 

O » Bürgerinitiative Ausländerstop " , 

O , Deutsche Aktionsgruppen , 

O »Schutzbund für das deutsche Volk *• , 

O » Initiative für Ausländerstop " , 

O » Deutscher Bürgerschutz * , 

O »Aktion Ausländerrückführung * , 

O »Bürgerinitiative Demokratie und Identität*, 

O » Nationale Deutsche Arbeiterpartei * , 

O » Konservative Aktion * , 

O » Naturpolitische Volkspartei * , 

O » Bürgerinitiative Einwanderungsstop * , 

O » Volksbewegung gegen Überfremdung “ , 

O » Demokratische Bürgerinitiative - unsere Zukunft " , 

O » Arbeitskreis Überfremdimg " , 

O » Arbeitskreis Europa der Vaterländer “ , 

O »Neue Ordnung", 

O » Nationale Front" , 

O »Aktion Ausländerstop" sowie 

O »Listen für Ausländerstop" in verschiedenen Kommimen (z. B. 
die »Kieler Liste für Ausl^derbegrenzimg") imd Ländern? 


Unter den genannten Organisationen befinden sich neben noch 
bestehenden rechtsextremistischen Gruppen solche, die vom Btm- 
desminister des Innern bereits verboten wxirden oder schon seit 
Jahren nicht mehr bestehen, und solche Vereinigungen, die nicht 
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als rechtsextremistisch eingeordnet werden können. Soweit von 
den noch bestehenden Gruppen — wobei es sich zum Teil um 
Kleinstgruppen handelt - fremdenfeindliche Aktivitäten aus- 
gehen, verweise ich auf die grundsätzlichen Ausführungen in der 
Vorbemerkung. 


2. Gegen welche dieser Organisationen laufen Verbotsverfahren? 

Welche dieser Organisationen will die Bundesregierung verbieten? 

Die „Aktion Ausländerrückführung - Volksbewegimg gegen 
Überfremdimg imd Umweltzerstörung" (AAR) wurde am 
7. Dezember 1983 als Teüorganisation der neonazistischen 
„Aktionsfront Nationaler Soziahsten/Nationale Aktivisten" (ANS/ 
NA) vom Bundesminister des Innern verboten. Die neonazistische 
„Nationale Deutsche Arbeiterpartei" (NDAP) ging 1981 in der 
„Volkssozialistischen Bewegimg Deutschlands/Partei der Arbeit" 
(VSBD/PdA) auf, die am 27. Januar 1982 vom Bundesminister des 
Innern verboten wurde. Weitere Verbotsmaßnahmen gegen in der 
Frage genannte Vereinigimgen wurden nicht getroffen. 

Zu konkreten Verbotsüberlegimgen gegen Organisationen hat 
sich die Bundesregierung in der Vergangenheit - auch auf parla- 
mentarische Anfragen *- nie öffentlich geäußert. Dies imterblieb, 
weü einerseits der Hinweis darauf, daß Verbotsabsichten nicht 
bestehen, als Freibrief für weitere Aktivitäten der betreffenden 
Vereinigimg verstanden werden könnte, andererseits der Hinweis 
auf ein beabsichtigtes Verbot eine unerwünschte Wamfimktion 
haben würde. Die Biuidesregienmg möchte diese Praxis auch 
weiterhin beibehalten. 

Sie wird in Zusammenarbeit mit den Ländern die Entwicklung 
fremdenfeindlicher Tendenzen bei rechtsextremistischen Vereini- 
gimgen weiterhin sorgfältig beobachten. Falls die Voraussetzun- 
gen für ein Verbot extremistischer Vereinigungen vorliegen, wird 
die Bundesregierung, wie auch in der Vergangenheit, nicht 
zögern, über exekutive Maßnahmen zu entscheiden. 

Die Bundesregierung setzt jedoch gegenüber den Gegnern der 
freiheitlichen demokratischen Grundordnung in erster Linie auf 
die Überzeugungskraft geistig-politischer Auseinandersetzung. 
Das Verbot einer extremistischen Vereinigung soll gnmdsätzlich 
nur als äußerstes und letztes Mittel zum Schutz der Verfassung 
eingesetzt werden. 


3. Wie eng sind die personellen und ideellen Verbindungen der NPD 
und Wiking-Jugend zu ausländerfeindlichen Organisationen? 


Die „Nationaldemokratische Partei Deutschlands" (NPD) grün- 
dete 1980 die „Bürgerinitiative Ausländerstop", die von ihr mit 
dem Ziel gelenkt wird, die Anti-Ausländer-Agitation der NPD zu 
unterstützen und dadurch neue Mitglieder und Wähler für die 
Partei zu gewinnen. 
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Die „Wiking- Jugend" (WJ) unterhält etwa seit der Jahreswende 
1984/85 enge Beziehungen ztir „Freiheitlichen Deutschen Arbei- 
terpartei" (FAP). Sie imterstützte die FAP 1985 bei der Landtags- 
wahl in Nordrhein-Westfalen. Gemeinsame ausländerfeindliche 
Aktionen wurden bisher jedoch nicht bekannt. 


4. Wie bewertet die Bundesregierung das «Hamburger Manifest der 
Deutschen Konservativen“ der Konservativen Aktion {KA)? 

Die Bundesregierung sieht es nicht als ihre Aufgabe an, das 
„Hambturger Manifest der Deutschen Konservativen" einer 
öffentlichen Bewertimg zu unterziehen. 


5. Wie das «Programm“ der «Initiative für Ausländerbegrenzung“? 

Die „Initiative für Ausländerbegrenzung" (l.f.A.) wurde 1980 als 
„Aktionsgemeinschaft" der von dem Münchener Verleger Dr. 
Gerhard Frey geleiteten rechtsextremistischen „Deutschen Volks- 
union" (DVU) gegründet. Das Programm wendet sich nicht gegen 
Asylbewerber schlechthin, sondern gegen „Scheinasylanten", zu 
deren rascher Abschiebung „alle gesetzgeberischen und recht- 
lichen Möglichkeiten unserer freiheitlichen Grundordnung aus- 
geschöpft werden" sollen. Dr. Frey wollte mit der Gründung der 
l.f.A. offenbcu: neue Beitragszahler, Spender und Bezieher seiner 
rechtsextremistischen Zeitschriften und sonstigen Verlagserzeug- 
nisse gewinnen. 


6. Welche RoUe bei der Propagierung ausländerfeindlicher Forde- 
rungen haben «Deutscher Anzeiger“ und «Deutsche National- 
Zeitung“? 


Die Anti-Ausländer-Agitation der l.f.A. wird nahezu ausschließ- 
lieh von Dr. Freys Wochenschriften betrieben, der „Deutschen 
National-Zeitung“, dem „Deutschen Anzeiger" imd neuerdings 
auch der „Deutschen Wochen-Zeitung", die Dr. Frey Anfang 1986 
erwarb. 


7. Sind nach Auffassung der Bundesregienmg die rassistischen Aus- 
sagen der Professoren Schröcke (München), Schade (Düsseldorf) und 
Hepp (Osnabrück), die im «Schutzbund für das deutsche Volk“ 
mitarbeiten, zu billigen? 

Die Frage läßt nicht erkennen, welche Aussagen der Professoren 
Schröcke, Schade und Hepp gemeint sind. Im übrigen ist es nicht 
Aufgabe der Bimdesregienmg, Meinimgsäußerungen von Einzel- 
personen zu kommentieren. 
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8. Sind der Bundesregierung die Untersuchungen bekannt, die sich mit 
den verschiedenen Formen der Ausländerfeindlichkeit befassen, 
und wie steht sie dazu? 

Der Bundesregierung ist eine Vielzahl von Untersuchungen (Mei- 
nungsumfragen, wissenschaftiiche Abhandlungen, Dokumen- 
tationen) bekannt, die sich mit Fragen der „Ausländerfeindhch- 
keit“ befassen imd die sie in ihre Überlegimgen einbezieht. Ein 
Teil dieser Untersuchimgen neigt allerdings dazu, den Begriff der 
„Ausländerfeindhchkeit" übermäßig auszudehnen. Hierzu wird 
auch auf die Vorbemerkung verwiesen. 

Im übrigen hat die im Dezember 1985 veröffenthchte Umfrage 
„Einstellungen der deutschen Bevölkerung zu aktuellen Proble- 
men der Ausländerpohtik", die das Institut für Demoskopie 
Allensbach im Auftrag des Bimdesministers des Innern durch- 
geführt hatte, sehr deutlich ergeben, daß sich die tatsächhchen, 
überwiegend freimdhchen Einstellimgen von Deutschen zu Aus- 
ländem imd die weitgehend von den Medien geprägte Meünmg 
über angebhch vorhandene negative EinsteUimgen von Deut- 
schen zu Ausländem in keiner Weise decken. 


9. Teilt sie die Auffassung, daß hierfür insbesondere gesellschaftliche 
Mißstände wie Jugendarbeitslosigkeit und fehlende Lebensperspek- 
tive eine entscheidende Ursache sind? 

Nach Auffassimg der Bundesregiemng ist die Aussage, „Gesell- 
schaftliche Mißstände wie Jugendarbeitslosigkeit imd fehlende 
Lebensperspektive" seien „die entscheidende Ursache" für „ver- 
schiedene Formen der Ausländerfeindhchkeit", nicht zutreffend. 
Ursache ist vielmehr eine Vielzahl von Faktoren. Ob jugendhche 
Arbeitslose für rechtsextremistische fremdenfeindUche Parolen 
besonders anfäUig sind, kann nicht abschheßend beurteilt wer- 
den. Tatsache ist, daß das Problem der Arbeitslosigkeit von Deut- 
schen im Vordergnmd der Agitation der Rechtsextremisten gegen 
Ausländer steht. Die Jugendarbeitslosigkeit wird dabei nicht 
besonders herausgestellt. 
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